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Wissensmodul W 5: Dogmatik der Grundfreiheiten 

A. Standort 

„Grundfreiheiten“ (four freedoms) ist ein Begriff des Unionsrechts, der in den Verträgen nicht vor-
kommt. Der Begriff fasst die vier Grundelemente des Binnenmarktes zusammen, den freien Verkehr 
von Waren, Dienstleistungen, Personen und Kapital im Wirtschaftsraum der EU. Die EuGH-Rechtspre-
chung hat aus diesen Elementen Freiheitsrechte des Unionsbürgers gegen die Mitgliedstaaten wie 
auch gegen die Union entwickelt. Die vier genannten Gegenstände und Personen sollen ohne Diskri-
minierungen und möglichst auch ohne Beschränkungen im Binnenmarkt verkehren können. Die 
Grundfreiheiten werden deshalb heute überwiegend als wirtschaftliche Grundrechte gesehen, zumin-
dest Grundrechten funktionell gleichgeordnet. Allerdings haben sie auch nur einen mittelbaren Indivi-
dualbezug. Sie knüpfen tatbestandlich an den Verkehr von Waren, Dienstleistungen und Kapital im 
Binnenmarkt an und berechtigen nur bei der Personenfreizügigkeit unmittelbar eine natürliche oder 
aber eine juristische Person.  

Das deutsche Begriffsverständnis von „Grundfreiheiten“ ist heute durch das Unionsrecht geprägt. Dass 
es eine noch ältere inhaltliche Verknüpfung auch mit Grund- und Menschenrechten gibt, die zeitlich 
vor die Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaften zurückreicht, klingt im offiziellen Na-
men der 1950 unterzeichneten EMRK an: der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten. 

Die Präambel der EMRK (4. Erwägungsgrund) nimmt die Unterscheidung von Menschenrechten und 
Grundfreiheiten auf und lässt vermuten, dass die EMRK auf einem ähnlichen Ansatz wie das Grundge-
setz beruht. Denn die EMRK-Präambel stellt die beiden Begriffe in den Ableitungszusammenhang, wo-
nach Grundfreiheiten die ihnen zugrunde liegenden Menschenrechte konkretisieren. Der Entstehungs-
geschichte der EMRK ist zu entnehmen, dass mit der Präambel die Differenz zwischen allgemeinen 
Menschenrechten und – durchsetzbaren – speziellen Rechten ausgedrückt werden sollte. 

(Schorkopf, Staatsrecht der internationalen Beziehungen, 2017, § 8 Rn. 11-14). 
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B. Inhalt 

Ähnlich wie bei der Prüfung von Grundrechten hat sich bei Grundfreiheiten ebenfalls ein dreigliedriger 
Aufbau durchgesetzt. Eine Grundfreiheit wurde verletzt, wenn der Anwendungsbereich eröffnet ist (I.), 
dieser beeinträchtigt wurde (II.) und die Beeinträchtigung nicht gerechtfertigt werden kann (III.). Um 
den dogmatischen sowie methodischen Unterschied zur Prüfung der Grundrechte deutlich zu machen, 
sollte auf die Bezeichnungen Schutzbereich und Eingriff verzichtet werden. 

I. Prüfungsaufbau:  
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C.  Prüfungsrelevanz 

Die materiell-rechtliche Prüfung der Grundfreiheiten ist einer der typischsten Prüfungskonstellationen 
aus dem Europarecht. Das liegt daran, dass sie unmittelbar anwendbar sind, sich also der Einzelne auf 
die Anwendung der Grundfreiheiten gegenüber den mitgliedstaatlichen Gerichten und Behörden be-
rufen kann. Wird durch ein Gericht festgestellt, dass die in Frage stehende nationale Norm im Wider-
spruch zu einer der Grundfreiheiten steht, so tritt diese in ihrer Anwendung zurück (Anwendungsvor-
rang). Anders als beim Geltungsvorrang hat dies zur Folge, dass die europarechtswidrige Norm nicht 
nichtig ist, vom Gericht demnach nicht verworfen wird. In einem anders gelagerten Fall, in dem der 
Anwendungsbereich der Grundfreiheiten nicht eröffnet wird, findet die nationale Norm erneut An-
wendung.   

Zu unterscheiden sind Fallkonstellation vor nationalen Gerichten (I.) sowie vor dem EuGH (II.). 

I. Grundfreiheiten vor nationalen Gerichten 

Die Prüfung von Grundfreiheiten vor nationalen Gerichten ist in das nationale Prozessrecht, regelmä-
ßig das Verwaltungsprozessrecht eingebettet. Typische Konstellationen sind: 

• Verfassungsbeschwerde, Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a, §§ 13 Nr. 8a, 90 ff. BVerfGG: 
Eine Verfassungsbeschwerde, welche allein auf die Verletzung von Grundfreiheiten gerich-
tet ist, ist unzulässig. Prüfungsmaßstab des BVerfG sind allein die Grundrechte 
(Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a, § 90 Abs. 1 BVerfGG), welches seit jüngster Rechtsprechung auch die 
Grundrechte der europäischen Grundrechtecharta umfasst (à siehe Fall 4 und Wissens-
modul W 7).  

• Anfechtungsklage, § 42 Abs. 1 1. Alt. VwGO:  
Der Kläger geht gegen einen ihn belastenden Verwaltungsakt vor, weil er sich dadurch in 
seinen Grundfreiheiten beeinträchtigt sieht. Die materiell-rechtliche Prüfung der Grund-
freiheiten kann entweder relevant werden bei der Prüfung der materiellen Rechtmäßigkeit 
der Ermächtigungsgrundlage. Diese kann gegen Grundfreiheiten verstoßen, sodass sie un-
angewendet bleiben müsste. Somit wäre der Erlass des Verwaltungsaktes rechtswidrig und 
die Klage begründet. Bei Normen, die ein Ermessen zulassen, ist im Rahmen der Prüfung 
von Ermessenfehlern ähnlich wie bei Grundrechten denkbar, dass das Ermessen durch 
eine grundfreiheitsbeeinträchtigende Anwendung überschritten wurde.  

• Verpflichtungsklage, § 42 Abs. 1 1. Alt. VwGO:  
Umgekehrt ist denkbar, dass ein Anspruch auf Erlass eines begünstigenden Verwaltungs-
aktes aus einer Grundfreiheit besteht. Bei einer Ermessensnorm muss eine Ermessensre-
duktion auf Null vorliegen. 

• Allgemeine Leistungsklage:  
Ebenso ist denkbar, dass sich ein Anspruch auf ein Handeln, Tun oder Unterlassen mit einer 
Grundfreiheit begründen lasst. 
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• Achtung: Die materielle-rechtliche Prüfung von Grundfreiheiten durch nationale Gerichte 
setzt voraus, dass über die Auslegung und Gültigkeit des betreffenden Unionsrechts keine 
Zweifel bestehen. Da der EuGH das Auslegungsmonopol hinsichtlich des Unionsrechts hat, 
muss im Zweifel die Rechtsfrage dem EuGH vorgelegt werde (Art. 267 AEUV). Eine Vorla-
gepflicht besteht nicht, wenn die sog. CILFIT-Kriterien vorliegen (à siehe Wissensmodul 
W 10).  

II. Grundfreiheiten vor dem EuGH 

• Vorabentscheidungsverfahren, Art. 267 AEUV:  
Ein mitgliedstaatliches Gericht kann, ein letztinstanzliches Gericht muss, dem EuGH eine 
Rechtsfrage hinsichtlich der Grundfreiheiten vorlegen, wenn deren Auslegung anlässlich eines 
konkreten Verfahrens unklar ist. Der EuGH beantwortet in der Begründetheit die Vorlagefra-
gen allein hinsichtlich der Auslegung der Verträge, nicht etwa hinsichtlich des einschlägigen 
nationalen Rechts (zum Vorabentscheidungsverfahren à siehe Fall 2).   

• Vertragsverletzungsverfahren, Art. 258 AEUV:  
Die Kommission kann einen Mitgliedstaat dafür rügen, dass er durch eine staatliche Handlung, 
etwa den Erlass eines Gesetzes, die Grundfreiheiten werden und damit gegen das Unionsrecht 
verstoßen werde. Im Rahmen der Begründetheit ist zu prüfen, ob ein solcher Verstoß gegen 
die Grundfreiheiten vorliegt (zum Vertragsverletzungsverfahren à siehe Fall 7 und die Probe-
klausur).  
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